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Brexit: das Vereinigte Königreich verlässt die EU, 
aber wie? 

Roland Sturm 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zusammenfassung 
Das Vereinigte Königreich verlässt die EU. Wir wissen wann, aber nicht wie. Inzwischen liegt ein 
Weißbuch der Regierung vor, das Verhandlungsgrundlage für die Gespräche mit der EU sein wird. 
Ein Ausscheiden des UK ohne Verhandlungsergebnis ist dennoch nicht ausgeschlossen. Die Folgen 
des Brexit sind für alle Seiten negativ, es geht nur noch um Schadensbegrenzung 
 
 
Am 29. März 2019 verlässt das Vereinigte Königreich die EU. Dies ist die Folge einer 
Volksabstimmung vom 23. Juni 2016, bei der sich 51,9 Prozent der Abstimmenden 
(Wahlbeteiligung 72,2 Prozent) für das Ende der EU-Mitgliedschaft Großbritanniens 
aussprachen. Was einfach klingt (Austritt), war von Beginn an komplex und kompli-
ziert. Was der Austritt konkret bedeutet, wie er umgesetzt werden soll und welches 
Verhandlungsergebnis mit der Europäischen Union möglich ist, die ja allen Vereinba-
rungen, die mit dem Austritt verbunden sind, zustimmen muss, ist eigentlich noch 
immer ungeklärt. Erst Anfang Juli 2018 gelang es der britischen Premierministerin 
Theresa May nach einer Kabinettsklausur auf dem Landsitz der Regierung in 
Chequers einen innerparteilichen Kompromiss der Konservativen Partei zu präsentie-
ren, der die Richtung der Erwartungen der britischen Regierung an EU-Austrittsbe-
dingungen skizziert. Nun stellen sich Fragen wie, hält der Burgfriede in der Konserva-
tiven Partei, den dieser Kompromiss bedeutet? Organisiert sich Widerstand im Parla-
ment?, und reicht die Zeit für Verhandlungen mit der EU? Das nächste, wichtige Da-
tum ist der 18. Oktober 2018. An diesem Tag sollen die Verhandlungen mit der EU ab-
geschlossen werden. Ein eventuelles Verhandlungsergebnis müsste dann vom briti-
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